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BLICKcAUF \DIE SCHWEIZ

Von Peter Dürrenmatt

Die Jahreswende ist für alle
Haushalte!- eine Zeit der Bilanzen, eine Zeit,
da man Rechenschaft ablegt über Soll und
Haben. Das ist für die privaten nicht
anders als für die öffentlichen Haushalte.
Daher ist im Dezember die Behandlung
der Voranschläge das wichtigste Geschäft
der Behörden in den Gemeinden, Kantonen

und im Bund.
Zum erstenmal seit sechs Jahren konnte
über Friedensvoranschläge debattiert werden.

Der Krieg war die Zeit der Ungewißheit

gewesen. Daher war man dazu
übergegangen, zwei Rechnungen zu führen,
eine ordentliche und eine außerordentliche,
kriegsbedingte, ein Verfahren, zu dem
bereits die Jahre der schweren Krise
eingeladen hatten. Der Krieg als Moment
der Unsicherheit ist vorbei. Die vierteiligen

Zahlen der Kriegsschulden aber sind
geblieben. Budgetieren heißt jetzt, die
Last der Schuldentilgung und Verzinsung
mit dem notwendigen, laufenden Finanzbedarf

in ein gesundes Verhältnis zu bringen.

Als besonderer Vorzug darf dabei
bezeichnet werden, daß die schweizerische
Wirtschaft vollbeschäftigt ist und die
kommunalen und kantonalen Voranschläge
sowie das Bundesbudget nicht durch
Maßnahmen der Krisenbekämpfung belastet
werden müssen.

Im übrigen zeigt uns ein Blick auf
die schweizerischen Budgetprobleme zu
Ende 1945 noch zwei besondere Erscheinungen.

Eidgenössisch stellt sich, genau
so wie nach dem ersten Krieg, das
Problem der Militärausgaben. Das erste
Friedensbudget des Militärdepartements
übersteigt die Summe von 800 Millionen Franken.

Es ist also fast zehnmal größer, als
das Militärbudget der ersten Friedenszeit
nach dem Krieg von 1914 bis 1918
gewesen ist! Wobei allerdings sogleich
hinzugefügt werden muß, daß der größte Teil

der Ausgaben in diesem Friedens-Militärbudget

gebunden sind, sei es als Zinsen
fiir gemachte Auslagen, sei es für
Aufträge. die jetzt nicht ohne weiteres
unterbrochen werden können.

Parlament und Volk sind in ihrer
überwiegenden Mehrheit heute entschieden

für eine wehrhafte Schweiz eingestellt.

Der überschwängliche
Friedensoptimismus der Nachkriegsjahre von 1918
fehlt. Die Schweiz will das Opfer der
Militärausgaben tragen, aber sie fordert
ihre sinnvolle und überlegte Verwendung.
Die rege Diskussion über wehrpolitische
Fragen, die heute eingesetzt hat und deren
eines Stichwort lautet: «Demokratisierung
der Armee », ist nicht nur eine Mode. Man
wird in Bern gut daran tun, dieses
demokratische Interesse an der Armee, zum
Vorteil der Wehrfreude, ernst zu nehmen!

Ein anderes Problem der
Budgetgestaltung ist die Tatsache, daß die
Voranschläge vieler Kantone und Gemeinden
bedeutend besser aussehen als der des Bundes.

War für diesen der Krieg eine
Schuldenzeit, so war er für jene eine Zeit guter
Abschlüsse. Es hat sich daraus, besonders
in den beiden großen Kantonen Bern und
Zürich, eine Diskussion darüber erhoben,
ob jetzt nicht der Augenblick gekommen
wäre, den Steuerfuß zu senken. Auch hinter

diesem Finanzproblem steht eine
grundsätzliche Überlegung: Soll der Staat, in
den Zeiten der Konjunktur, die Steuern
senken oder soll er seine Schulden tilgen,
um in Zeiten der Krise neue machen zu
können, mit denen er dann die
Arbeitsbeschaffung bezahlt? Wir lassen die
Antwort, wer nach unserm Dafürhalten recht
habe, für diesmal offen. Uns genügt der
Hinweis, daß auch hinter dieser Frage
tiefere und grundsätzliche Zusammenhänge

stehen, die sich auf Gestalt und
Wirken des Wohlfahrtsstaates beziehen.
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Kon Ke/er Dnrrenmatt

Dis labreswsnds ist kür alle Daus-
bailer sins /.sit der Bilanzen, eins /.eil,
da man Beebensebalt ablegt über 8oll und
Haben. Das ist lür ciie privaten niebt
anders als lür dis öllentlieben Ilausbalte.
Daber isl im December die Bebandlung
der Voranschläge das wielitigsts Desebält
der Behörden in den Demeinclsn, Kanto-
nsn nnd im Bund.
/um erslsnmal seil secbs .lalcrsn konnte
über Krieclensvnranscbläge debattiert -wer-
den. Der Krieg war die /eil der llngewib-
lceit gewesen. Dalier war man daxu über-
gegangen, xwei Beebnungen ?u lübren,
eine nrdenlliclre und eine aullerordentliclre,
kriegsbsclingte, ein Verlabren, ?u dem
bereits die labre der scbwersn Krise ein-
geladen batten. Der Krieg als Vloment
der Dnsieberbsit ist vorbei. Die vielstelli-
gen Zablen der Krisgsscliuldsn aber sind
geblieben. Ludgetieren beibt jet?t, die
Bast der 8cbuldsntilgung und Verzinsung
mit dem notwendigen, laufenden Kinanx-
bedarf in ein gesundes Verbältnis ?u brin-
gen. vVls besonderer Vorzug dark dabei
bezeichnet werden, daÜ die schweizerische
Wirtsebalt vollbescbältigt ist und die kom-
munalsn und kantonalen ^'oransebläge
sowie das Lundesbudget nicht durch l^Iab-
nabmen der Krissnbekämplung belastet
werden müssen.

Im übrigen xeigt uns ein Blick aul
die scbweixeriscben Budgetproblems xu
Kncle 1943 nocb xwei besondere Krscbei-
nungen. Kiclgsnössiscb stellt sieb, genau
so wie nach dem ersten Krieg, das pro-
blem der lVlilitärausgaben. Das erste Krie-
densbudget des Vlilitärdepartements über-
steigt die Lumrne von 890 Millionen Dran-
ken. Ks ist also last xebnmal gröber, als
das lXIilitärbuclget der ersten Kriedens?eit
naeb dem Krieg von 1914 bis 1918 ge-
wesen ist! Wobei allerdings sogleich binxu-
gelugt werden mull, dab der grollte heil

der Ausgaben in diesem Krisdsns-Vlilitär-
budget gebunden sind, sei es als Zinsen
lür gemachte Auslagen, sei es lür ^.ul-
träge, die jet?.t nicht obns weiteres unter-
broeben werden können.

Parlament und Volle sind in ibrsr
überwiegenden blebrbeit beute entscbie-
den lür sine webrbalte 8cbwei? eings-
stellt. Der übsrscbwänglicbe Kriedens-
optimismus der blacbkriegsjabrs von 1918
leblt. Die 8cbwei? will das Dpler der
l^Iilitärausgabsn tragen, aber sie lordsrt
ibre sinnvolle und überlegte Verwendung.
Die rege Diskussion über weltpolitische
Kragen, die beute eingesetzt bat und deren
eines 8ticbwort lautet: «Demokratisierung
der .Wmse », ist nicht nur eine Wocle. lVlan
wird in Lern gut daran tun, dieses demo-
kratisebs Interesse an der tkrmee, ^um
Vorteil der Wsbrlreucie, ernst ?u nebmen!

Kin anderes Problem der Budget-
gsstaltung ist die patsacbe, dall die Vor-
anschlage vieler Kantons und Dsmeinclen
bedeutend besser ausssben als der des Bun-
des. War lür diesen der Krieg eine 8cbul-
derzeit, so war er lür jene sins /sit guter
Abschlüsse. Ks bat sieb daraus, besonders
in den beiden groben Kantonen Bern und
Zürich, eins Diskussion darüber erhoben,
ob jet?t nicht der Augenblick gekommen
wäre, den 8teuerlull ?u senken. Vucb bin-
ter diesem Kinan?problem stebt eine gründ-
säthicbe Überlegung: 8oI1 der 8taat, in
den Zeiten der Konjunktur, die 8teuern
senken oder soll er seine 8cbu1«len tilgen,
um in Zeiten der Krise neue macben ?u
können, mit denen er dann die Vrbeits-
beseballung bs?ablt? Wir lassen die ^nt-
wort, wer naeb unserm Dakürbalten recht
babe, lür diesmal ollen, üns genügt der
Hinweis, dab aucb binter dieser Krage
tielsre und grundsätzliche Zusammen-
bängs sieben, die sieb aul Destalt und
Wirken des Wobllabrtsstaates beheben.
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